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Wie können die europäischen Kapitalmärkte gestärkt werden? Hierzu legt die EU-Kommission Vorschläge zu Clearing, Insol-

venz von Nichtbanken und Notierung an öffentlichen Märkten vor (vgl. PM vom 7.12.2022). Die Kommission will die EU-

Kapitalmarktunion weiter ausbauen. Kommissarin Mairead McGuinness, zuständig für Finanzdienstleistungen, Finanzstabilität

und die Kapitalmarktunion, sagte: „Heute unternehmen wir drei große Schritte auf dem Weg zur Kapitalmarktunion. Erstens

bauen wir im Bereich des Clearing Marktinfrastruktur-Kapazitäten in der EU auf, wobei wir unsere Märkte offen halten. Zwei-

tens erleichtern wir im Bereich der Notierung den Unternehmen den Zugang zu mehr Finanzierungsarten. Drittens ergreifen

wir im Bereich der Insolvenz von Nichtbanken Maßnahmen, um eines der größten Hindernisse, das die nationalen Märkte

trennt, abzubauen.“ Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen würden danach folgende Ziele angestrebt: (1) Steigerung der

Attraktivität und Widerstandsfähigkeit der in der EU erbrachten Clearingdienste, Unterstützung der offenen strategischen

Autonomie der EU und Wahrung der Finanzstabilität; (2) EU-weite Harmonisierung bestimmter Insolvenzvorschriften für

Nichtbanken, um die Vorschriften effizienter zu gestalten und grenzüberschreitende Investitionen zu fördern sowie (3) Ver-

ringerung des Verwaltungsaufwands für Unternehmen jeder Größe, insbesondere KMU, durch einen neuen Rechtsakt zur

Notierung an öffentlichen Märkten, damit die Unternehmen durch eine Börsennotierung leichter Zugang zu Finanzmitteln

erhalten können.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: „Recht auf Vergessenwerden“ – Zum

Auslistungsanspruch gegen einen Suchma-

schinen-Betreiber (hier: Google) bei Nach-

weis offensichtlich unrichtiger Inhalte

1. Art. 17 Abs. 3 Buchst. a der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) ist dahin auszulegen, dass im

Rahmen der Abwägung, die zwischen den Rech-

ten aus den Art. 7 und 8 der Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union und den Rechten

aus Art. 11 der Charta der Grundrechte vorzu-

nehmen ist, um einen an den Betreiber einer

Suchmaschine gerichteten Auslistungsantrag zu

prüfen, der darauf abzielt, dass in der Übersicht

der Ergebnisse einer Suche der Link zu einem In-

halt, der Behauptungen enthält, die von der die

Auslistung begehrenden Person für unrichtig

gehalten werden, gelöscht wird, diese Auslis-

tung nicht davon abhängt, dass die Frage der

Richtigkeit des aufgelisteten Inhalts im Rahmen

eines von dieser Person gegen den Inhalteanbie-

ter eingelegten Rechtsbehelfs einer zumindest

vorläufigen Klärung zugeführt worden ist.

2. Art. 12 Buchst. b und Art. 14 Abs. 1 Buchst. a

der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung

personenbezogenerDatenundzumfreienDaten-

verkehr und Art. 17 Abs. 3 Buchst. a der Verord-

nung 2016/679 sind dahin auszulegen, dass im

Rahmen der Abwägung, die zwischen den Rech-

ten aus den Art. 7 und 8 der Charta der Grund-

rechte unddenRechten ausArt. 11 derCharta der

Grundrechte vorzunehmen ist, um einen an den

Betreiber einer Suchmaschine gerichteten Auslis-

tungsantrag zu prüfen, der darauf abzielt, dass in

den Ergebnissen einer anhand des Namens einer

natürlichen Person durchgeführten Bildersuche

Fotos, die in Gestalt von Vorschaubildern ange-

zeigt werden und diese Person darstellen, ge-

löscht werden, dem Informationswert dieser Fo-

tos – unabhängig vom Kontext ihrer Veröffentli-

chung auf der Internetseite, der sie entnommen

sind, aber unter Berücksichtigung jedes Textele-

ments, das mit der Anzeige dieser Fotos in den

Suchergebnissen unmittelbar einhergeht und

Aufschluss über den Informationswert dieser

Fotosgebenkann–Rechnungzu tragen ist.

EuGH, Urteil vom 8.12.2022 – C-460/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2945-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Zur Übernahme der Postbank durch

die Deutsche Bank

Soweit die Übernahme-Vereinbarungen Rege-

lungen zur Ausübung der Stimmrechte aus den

Aktien durch die Deutsche Post AG bis zum Voll-

zug der Transaktionen (sog. Interessenschutz-

klauseln) enthielten, kommt es für die Zurech-

nung wegen einer Verhaltensabstimmung durch

eine Verständigung über die Ausübung von

Stimmrechten (§ 30 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 Fall 1, S. 2

Fall 1 WpÜG) nicht darauf an, ob eine Interes-

senschutzklausel darauf gerichtet ist, die be-

stehenden Verhältnisse bei der Zielgesellschaft

im Zeitraum zwischen dem Abschluss und dem

Vollzug eines Kaufvertrags über Aktien der Ziel-

gesellschaft aufrechtzuerhalten und/oder diese

keine über die allgemeine Leistungstreuepflicht

hinausgehende Absprache oder tatsächliche

Einflussnahme vorsieht. Maßgeblich ist vielmehr,

ob die Regelungen auf eine tatsächliche und

konkrete Einflussnahme bei der Zielgesellschaft

gerichtet waren.

Eine Zurechnung von Stimmrechten kommt wei-

ter unter dem Gesichtspunkt in Betracht, dass

die Deutsche Post AG die Aktien der Postbank

nach den Vereinbarungen bereits für Rechnung

der Beklagten gehalten hat (§ 30 Abs. 1 S. 1

Nr. 2 WpÜG). Das Berufungsgericht hat hierzu

rechtsfehlerhaft angenommen, dass die Voraus-

setzungen einer Zurechnung nicht vorliegen,

weil die Dividendenchance aus den betreffen-

den Aktien bei der Deutschen Post AG verblie-

ben sei. Die gebotene Gesamtbetrachtung unter

wirtschaftlichen Gesichtspunkten spricht unter

Berücksichtigung der getroffenen Feststellun-

gen nicht gegen, sondern für den Übergang der

Dividendenchance auf die Beklagte.

BGH, Urteile vom 13.12.2022 – II ZR 9/21 und

II ZR 14/21
(PM BGH Nr. 178/2022 vom 13.12.2022)

Gesetzgebung
EU-Kommission: Umsetzung des Gesetzes

über die digitalen Märkte (DMA) – Konsul-

tationseröffnung durch EU-Kommission

Das neue Gesetz über digitale Märkte (DMA),

das ab 2.5.2023 gelten wird, ermächtigt die EU-

Kommission, Verfahrensregeln für die Durchset-

zung des Gesetzes über digitale Märkte zu erlas-

sen. Die EU-Kommission hat ihren Vorschlag zur

Durchführungsverordnung veröffentlicht und

bittet alle interessierten Kreise, bis zum 6.1.2023

ihre Meinung zu dem Vorschlag einzureichen.

Der Entwurf der Durchführungsverordnung ent-

hält Einzelheiten zu den Verfahrens-Aspekten im

Zusammenhang mit der Durchsetzung des Ge-

setzes über digitale Märkte, wie das Recht der

Parteien auf Anhörung und Akteneinsicht, sowie

die Elemente, die in den Anmeldeformularen

enthalten sein müssen. Ziel ist es, wirksame Ver-

fahren zu gewährleisten und Rechtssicherheit in

Bezug auf die Verfahrensrechte und -pflichten

der betroffenen Unternehmen zu schaffen, ein-

schließlich derjenigen, die als Torwächter („Gate-

keeper“) benannt werden sollen.
(PM EU-Kommission – Vertretung in Deutschland – vom
12.12.2022)
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